
                    Anlage II 
II Synopse  

(= Gegenüberstellung, vergleichende Darstellung) 
 

der Änderungen im Entwurf der 2. Änderungssatzung 
zur Hundesteuersatzung der Gemeinde Rosendahl 

 
 

Text Altfassung: 

 

Text Neufassung:  

 
§ 1 

Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 
 
(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer 

einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seines 
Haushaltsangehörigen in seinem Haushalt aufgenommen 
hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten 
als von ihren Haltern gemeinsam gehalten. Ein 
zugelaufener Hund gilt als aufgenommen, wenn er nicht 
innerhalb von zwei Wochen beim Ordnungsamt der 
Gemeinde Rosendahl gemeldet und bei einer von diesem 
bestimmten Stelle abgegeben wird. Halten mehrere 
Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind 
sie Gesamtschuldner. 

 
 
 
 
 

  

 
§ 1 

Steuergegenstand, Steuerpflicht, Haftung 
 
 
(2) Steuerpflichtig ist, wer einen oder mehrere Hunde  in 

seinen Haushalt aufgenommen hat. Alle in einen Haushalt 
aufgenommenen Hunde gelten als von den 
Haushaltsangehörigen gemeinsam gehalten. Halten 
mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, 
so sind sie Gesamtschuldner. Ein zugelaufener Hund gilt 
als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei 
Wochen beim Ordnungsamt der Gemeinde Rosendahl 
gemeldet und bei einer von dieser bestimmten Stelle 
abgegeben wird. 

 
 
 
 
 
 
 



          

 
§ 4 

Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes 

nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von 
dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 Meter 
entfernt liegen, erforderlich sind, 

 
b) Hunde, die zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken 

verwendet werden und die dafür vorgesehene Prüfung 
vor Leistungsprüfern eines von der Gemeinde 
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt 
haben; die Ablegung der Prüfung ist durch das Vorlegen 
eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die 
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft 
zu machen. 

 

Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt 
auf Antrag, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die 
antragstellende Vereinigung über hinreichende 
Sachkunde und Zuverlässigkeit für die Durchführung der 
Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für Hunde, die zur Bewachung von landwirtschaftlichen 

Anwesen, welche von dem nächsten im Zusammenhang 
bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter entfernt liegen, 
erforderlich sind, ist die Steuer auf Antrag auf ein Viertel 
des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen. 

 
 

 
§ 4 

Allgemeine Steuerermäßigung 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes 

nach § 2 zu ermäßigen für 
 

a) einen  Hund, der zur Bewachung von Gebäuden, welche 
von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 
Meter entfernt liegen, erforderlich ist, 

 
b) Hunde, die zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken 

verwendet werden und die dafür vorgesehene Prüfung 
vor Leistungsprüfern eines von der Stadt/Gemeinde 
anerkannten Vereins oder Verbandes mit Erfolg abgelegt 
haben; die Ablegung der Prüfung ist durch das Vorlegen 
eines Prüfungszeugnisses nachzuweisen und die 
Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft 
zu machen. 

 

Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf 
Antrag, wenn glaubhaft gemacht wird, dass die 
antragstellende Vereinigung über hinreichende 
Sachkunde und Zuverlässigkeit für die Durchführung der 
Leistungsprüfung verfügt. 

 
(2) Für einen  Hund, der zur Bewachung von landwirt-

schaftlichen Anwesen, welche von dem nächsten im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil mehr als 400 Meter 
entfernt liegen, erforderlich ist, ist die Steuer auf Antrag auf 
¼ des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen. 

 
 



          

 

 
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 

SGB-XII), Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung (§§ 41-46 SGB-XII) oder 
Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 SGB-II) erhalten sowie für 
diesen einkommensmäßig gleichstehende Personen wird 
die Steuer auf Antrag um die Hälfte gesenkt. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine 

Steuerermäßigung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht 
gewährt. 

 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Hundesteuersatzung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hundesteuersatzung vom 20. Dezember 1998 mit ihrer 1. 
Änderungssatzung vom 10.3.2003 außer Kraft. 
 
 
 
 

 

 
(3) Für Personen, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-

XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (§§ 
41-46 SGB-XII) oder Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 SGB-II) 
erhalten sowie für diesen einkommensmäßig gleichstehende 
Personen wird die Steuer für einen Hund  auf Antrag um die 
Hälfte gesenkt. 

 
(4) Für gefährliche Hunde im Sinne des § 2 Abs. 2 wird eine 

Steuerermäßigung nach den Absätzen 1 bis 3 nicht gewährt. 
 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese 2. Änderung der Hundesteuersatzung tritt am 01.01.2019 
in Kraft.  
 
 

  


